AGS 2017/5-19

Reglement
der Justizleitung Uber Akteneinsicht und
Archivierung

Vom 28. April 2017

Die Justizleitung des Kantons Aargau,

gestutzt auf § 29 Abs. 2 des Gerichtsorganisationsgesetzes (GOG) vom
6. Dezember 2011 Y und § 2 Abs. 2 des Gesetzes tber die Information der
Offentlichkeit, den Datenschutz und das Archivwesen (IDAG) vom
24. Oktober 2006

beschliesst:

1. Allgemeine Bestimmungen

§1 Geltungsbereich

! Dieses Reglement regelt:

a) die Einsicht in Gerichtsakten abgeschlossener Verfahren bis zur
Ablieferung an das Staatsarchiv und

b)  die Archivierung aller Akten der Gerichte gemass § 40 GOG, der
Justizleitung, der Aufsichtskommission, der Anwaltskommission
und des Generalsekretariats bis zur Ablieferung an das Staatsarchiv.

§ 2 Begriffe

! Gerichtsakten sind Verfahrensakten, die unter der Verfligungsmacht der
Gerichte geméss § 40 GOG stehen und Informationen enthalten, die sich
auf einem beliebigen Informationstrager befinden und in einem Gerichts-
verfahren von den Gerichten entgegengenommen, beigezogen oder erstellt
wurden.
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2 \Verwaltungsakten sind Akten, die unter der Verfiigungsmacht der Ge-
richte geméss 8 40 GOG, der Justizleitung, der Aufsichtskommission,
der Anwaltskommission und des Generalsekretariats stehen und Informati-
onen enthalten, die sich auf einem beliebigen Informationstrager befinden
und im Rahmen der Verwaltungstatigkeit entgegengenommen, beigezogen
oder erstellt wurden.

® Die Verwaltungstatigkeit beinhaltet insbesondere personelle, finanzielle,
organisatorische, administrative und aufsichtsrechtliche Geschafte.

2. Akteneinsicht

2.1. Einsicht in Gerichtsakten

§ 3 Zustandigkeit

! Uber Gesuche um Einsicht in Gerichtsakten abgeschlossener Verfahren
der unteren gerichtlichen Behorden entscheidet das Prasidium des Spruch-
korpers.

2 Uber Gesuche um Einsicht in Gerichtsakten abgeschlossener Verfahren
des Obergerichts entscheidet nach Anhérung des Prasidiums des Spruch-
korpers die Justizleitung (§ 39 Abs. 3 IDAG).

% Im Kindes- und Erwachsenenschutzrecht ist auch fiir Gesuche um Ein-
sicht in Akten, die bei den friiheren VVormundschaftsbehérden (den Ge-
meinden) lagern, das jeweilige Prasidium des Familiengerichts zustandig.

4 Die zustandigen Organe der Gemeinden werden zur vereinfachten Akten-
einsicht in die bei den Gemeinden lagernden Akten der friiheren Vormund-
schaftshehdrden im Rahmen der Anwendung des Bundesgesetzes Uber die
Aufarbeitung der fiirsorgerischen Zwangsmassnahmen und Fremdplatzie-
rungen vor 1981 (AFZFG, inshesondere Art. 11) Y erméchtigt. Sie konnen
in Zweifelsféllen die Bewilligung der zustdndigen Familiengerichtsprési-
dentin oder des zustandigen Familiengerichtsprasidenten vorbehalten.

§ 4 Einsicht in Entscheide und Urteile

! Die Einsicht in Entscheide und Urteile abgeschlossener Verfahren wird
auf Gesuch hin gewahrt, soweit dem Einsichtsrecht keine (iberwiegenden
privaten oder 6ffentlichen Interessen entgegenstehen.

2 Die Herausgabe von Entscheiden und Urteilen erfolgt in der Regel in
anonymisierter Form.

9 SR 211.223.13
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§5 Schutzfrist

L Fur die tbrigen Akten gelten die Schutzfristen gemass § 46 Abs. 1 und 2
IDAG sinngemass.

2 Verwaltungsstellen steht das Einsichtsrecht zu, wenn sie dieses zur Erfil-
lung ihrer Aufgaben bendtigen oder es im Interesse der Betroffenen liegt.

% Massgebend fiir die Berechnung der Schutzfrist ist das Datum der
Rechtskraft des Verfahrens.

4 Die Schutzfrist kann im Einzelfall zeitlich befristet verlangert werden,
soweit ein Uberwiegendes Offentliches oder privates Interesse gegen die
Einsichtnahme durch Dritte vorliegt.

8§86 Einsichtnahme wahrend der Schutzfrist

! Einsicht wahrend der Schutzfrist kann auf schriftliches Gesuch hin insbe-
sondere gewahrt werden, wenn

a)  die Einwilligung der betroffenen Personen vorliegt,
b)  die Akten der Offentlichkeit bereits zuganglich waren, vorbehéltlich
neuer Griinde gegen die Einsichtnahme.

2 Den Verfahrensparteien wird die Akteneinsicht vor Ablauf der Schutz-
frist ohne Geltendmachung eines schutzwiirdigen Interesses gewahrt, so-
weit dem Einsichtsrecht keine iberwiegenden privaten oder 6ffentlichen
Interessen entgegenstehen.

® Dritten wird die Akteneinsicht vor Ablauf der Schutzfrist gewahrt, soweit
sie ein schutzwiirdiges Interesse nachweisen und dem Einsichtsrecht keine
Uberwiegenden privaten oder 6ffentlichen Interessen entgegenstehen.

§7 Inhalt der Akteneinsicht

! Der Anspruch auf Akteneinsicht beinhaltet das Recht, die Akten bezie-
hungsweise Informationstrdger am Sitz des Gerichts einzusehen bezie-
hungsweise einsehbar zu machen sowie sich davon Notizen oder Fotogra-
fien zu erstellen.

2 Soweit Einsicht gewahrt wird, besteht Anspruch darauf, auf der Kanzlei
gegen Gebiihr Fotokopien der Akten oder Duplikate der Informationstrager
erstellen zu lassen.

3 Zur Wahrung des Personlichkeitsschutzes sowie spezifischer Geheimnis-
se kann die Einsichtnahme auf bestimmte Aktenteile beschrénkt werden.
Die einsehbaren Akten kénnen anonymisiert werden.
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4 Datentrager mit Befragungen von Kindern als Opfer von Straftaten und
pornographischen Darstellungen solcher Kinder sowie von Datentrégern
oder Darstellungen hergestellte Fotoabziige dirfen von den Parteien und
ihren Vertretern (inklusive Anwaltschaft) nur in den Amtsrdumen der Ge-
richte auf den dort zur Verfiigung gestellten Wiedergabegeréten eingese-
hen werden und weder kopiert noch aus den Amtsrdumen herausgegeben
werden.

§8 Kosten

Y Firr Dienstleistungen im Zusammenhang mit dem Akteneinsichtsrecht
kann eine Gebiihr gemdss den geltenden Bestimmungen erhoben werden.

§9 Rechtsschutz

! Der Rechtsschutz richtet sich nach § 39 Abs. 3 IDAG und § 38 Abs. 1
lit. f GOG.

2.2. Einsicht in Verwaltungsakten

§ 10  Anwendbarkeit IDAG

L Firr die Einsicht in Verwaltungsakten abgeschlossener Geschifte gelten
die Bestimmungen des IDAG.

3. Archivierung

3.1. Grundsatze der Archivierung

§ 11  Zweck

! Das Archiv ist dazu bestimmt, nach rechtskraftiger Erledigung des Ver-
fahrens oder nach Abschluss des Geschéfts, die weitere Beniitzung der
Akten durch Beteiligte und Amtsstellen sowie Dritte zu gewahrleisten und
eine dauerhafte dokumentarische Uberlieferung an das Staatsarchiv sicher-
zustellen.

§ 12 Akten

1 Es werden samtliche Akten aufbewahrt, soweit sie nicht den Einlegern
vor der Archivierung zuriickgesandt werden.
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§ 13 Verantwortung

! Verantwortliches Organ fiir das jeweilige Archiv ist die Behorde, bei der
sich die Akten nach rechtskréftiger Erledigung des Verfahrens oder nach
Abschluss des Geschafts befinden.

2 Die jeweilige Behorde regelt die Verantwortlichkeiten in ihrer Kanzlei-
ordnung.

§ 14  Archivierungslokalitat

! Die archivierten Akten sind in abschliessbaren und zur Archivierung
geeigneten Raumen aufzubewahren.

2 Die verantwortliche Behdrde erstellt einen Archivplan fiir jede Archivlo-
kalitét, der periodisch nachgefiihrt wird.

§ 15  Archivordnung

! Die Archivakten sind durch jede Behérde nach Verfahrensart und Archi-
vierungsdatum zu ordnen. Die Verbindung von Archiv- und Verfahrens-
nummer ist durch die elektronische Geschéftskontrolle sicherzustellen. Die
Ablage erfolgt fur Akten mit unterschiedlicher Aufbewahrungsdauer je
gesondert.

2 Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehérde ordnet die Akten nach Le-
bensdossier, beinhaltend alle einzelnen, diese Person betreffenden Verfah-
ren. Sie legt die Rechnungsbelege nach Archivierungsdatum des betroffe-
nen Rechenschaftsberichts und die Akten der Beistédnde separat ab.

® Die Akten von besonderer historischer Bedeutung sind im Zeitpunkt der
Archivierung zu bezeichnen und gesondert aufzubewahren. Ebenso sind
Akten geméss § 32 Abs. 6 (unverjahrbare Verbrechen geméss Art. 101
StGB) zu bezeichnen und gesondert aufzubewahren.

§ 16  System der Archivierung

L Fur die Archivierung sind Archivschachteln zu verwenden. Die Schach-
teln sind aussen gut lesbar zu beschriften und mit der im System geflhrten
Archivnummer zu kennzeichnen.

2 Die Akten sind gebunden in der entsprechenden Verfahrensmappe in den
Archivschachteln aufzubewahren.

3.2. Archivierung der Gerichtsakten

§ 17  Justizgericht

! Die Akten des Justizgerichts werden im Archiv des Generalsekretariats
aufbewahrt.
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§ 18  Obergericht
! Im Archiv des Obergerichts werden aufbewahrt:

a)  Prozessakten des Obergerichts,
b)  Protokollbdnde mit Register,
¢)  schiedsgerichtliche Prozessakten.

§ 19  Spezialverwaltungsgericht

YIm Archiv des Spezialverwaltungsgerichts werden seine Akten aufbe-
wahrt.

§ 20  Schlichtungsstelle fir Gleichstellungsfragen

! Die Schlichtungsstelle fiir Gleichstellungsfragen bewahrt die Akten der
Schlichtungsverfahren im Gerichtsarchiv des Spezialverwaltungsgerichts
auf. Das Spezialverwaltungsgericht ist fiir die spatere Vernichtung zustan-
dig.

§ 21  Zwangsmassnahmengericht

! Das Zwangsmassnahmengericht bewahrt die Akten der Zwangsmass-
nahmenverfahren im Archiv des jeweiligen Bezirksgerichts auf.

§ 22 Bezirksgerichte
! In den Archiven der Bezirksgerichte werden aufbewahrt;

a)  Prozessakten des Bezirksgerichts in streitigen und nichtstreitigen
Zivilsachen, in Strafsachen sowie in Schuldbetreibungs- und Kon-
kursangelegenheiten,

b)  Akten des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts, soweit diese nicht
infolge Zustandigkeitswechsel an eine andere Behdrde weitergege-
ben worden sind,

¢)  Strafurteile, personenstandsrelevante Urteile, Urteile in Forderungs-
streitigkeiten sowie im Sachenrecht (als Protokollbdnde mit Regis-
ter),

d)  Testaments- und Erbvertragskontrollen sowie die Sammlung der
eroffneten Verfligungen von Todes wegen.

§ 23 Schlichtungsbehdrde fiir Miete und Pacht

! Die Schlichtungsbehérde fiir Miete und Pacht bewahrt die Akten der
Schlichtungsverfahren im Archiv des Bezirksgerichts auf. Das Bezirksge-
richt ist fiir die spatere Vernichtung zustandig.
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§ 24 Friedensrichterinnen und Friedensrichter

! Die Friedensrichterinnen beziehungsweise Friedensrichter bewahren die
Akten der Schlichtungsverfahren auf. Sie kdnnen die Akten dem Archiv
des Bezirksgerichts zur Aufbewahrung (ibergeben. Diesfalls ist das Be-
zirksgericht fur die spatere Vernichtung zustandig. Die Akten der Friedens-
richterinnen beziehungsweise Friedensrichter sind spatestens bei Amtsauf-
gabe dem zustandigen Gerichtsarchiv abzugeben.

3.3. Archivierung der Verwaltungsakten

§ 25  Grundsatz

1 Es werden grundsatzlich samtliche Verwaltungsakten aufbewahrt. Nicht
aufbewahrt werden Entwiirfe und Notizen, sowie fiir die Entscheide nicht
massgebende elektronische Notizen und E-Mails.

§ 26  Generalsekretariat
1 Im Archiv des Generalsekretariats werden aufbewahrt;

a)  Akten und Entscheide (als Protokollbande mit Register) der Justiz-
leitung und der Aufsichtskommission,

b)  Akten und Entscheide (als Protokollbdnde mit Register) der An-
waltskommission,

c) das Amtsblatt, das Bundesblatt, die Staatskalender und die Ragio-
nenbiicher,

d)  vor Einfuhrung der elektronischen Datenverarbeitung (EDV) gefiihr-
te Geschaftskontrollen, Kassabiicher und Gebiihrenkontrollen,

e)  nach Einfilhrung der EDV vorhandene geschéfts- und verwaltungs-
relevante Belege,

f) Geschéftsberichte der Gerichte,

g)  Personalakten (separat verschlossen).

§ 27  Obergericht
! Im Archiv des Obergerichts werden aufbewahrt:

a)  vor Einfihrung der Informatik geflihrte Geschéftskontrollen, Kas-
sabucher und Gebuhrenkontrollen,

b)  nach Einfiihrung der Informatik vorhandene geschafts- und verwal-
tungsrelevante Belege.

§ 28  Spezialverwaltungsgericht
! Im Archiv des Spezialverwaltungsgerichts werden aufbewahrt:

a)  geschéfts- und verwaltungsrelevante Belege,
b)  Personalakten (separat verschlossen).
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§ 29  Schlichtungsstelle fir Gleichstellungsfragen

! Die Schlichtungsstelle fiir Gleichstellungsfragen bewahrt ihre Verwal-
tungsakten im Archiv des Spezialverwaltungsgerichts auf. Das Spezial-
verwaltungsgericht ist fur die spétere Vernichtung zustandig.

§ 30  Zwangsmassnahmengericht

! Die Kassen- und Verwaltungsakten werden bei dem Bezirksgericht auf-
bewahrt, das die Geschéftsfuhrung besorgt.

§ 31  Bezirksgerichte

Y In den Archiven der Bezirksgerichte werden aufbewahrt:

a)  vor Einfihrung der Informatik geflihrte Geschéftskontrollen, Kas-
sabucher und Gebihrenkontrollen,

b)  nach Einfiihrung der Informatik vorhandene geschafts- und verwal-
tungsrelevante Belege,

¢)  Personalakten (separat verschlossen).

§ 32 Schlichtungsbehdrden fiir Miete und Pacht

! Die Schlichtungsbehérde fiir Miete und Pacht bewahrt ihre Verwaltungs-
akten im Archiv des Bezirksgerichts auf. Das Bezirksgericht ist fir die
spatere Vernichtung zustandig.

3.4. Archivbereinigung

8§ 33  Aufbewahrungsdauer

! Nach Bedarf ist eine Archivbereinigung durchzufiihren. Die Akten miis-
sen anlasslich der Archivbereinigung unter Einhaltung der Fristen gemass
Abs. 3-6 ausgeschieden und vernichtet werden, soweit keine Abliefe-
rungspflicht besteht. Vorbehalten bleiben abweichende Fristen gemass
ibergeordnetem Recht.

2 Die Fristen berechnen sich bei

a) Gerichtsakten ab Eintritt der Rechtskraft des Verfahrens,
b)  Verwaltungsakten ab Erledigung des Geschéfts.

3 Ausgeschieden werden frithestens nach 10 Jahren:

a)  Verwaltungsakten der Gerichte im Allgemeinen,

b)  Prozessakten der summarischen Verfahren, ausgenommen im Kin-
des- und Erwachsenenschutzrecht,

¢)  Rechts6ffnungs- und Konkurserdffnungsakten,

d)  Akten aus dem Betreibungswesen,
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€)

Prozessakten der ordentlichen oder der vereinfachten Zivilverfahren,
mit Ausnahme der Verfahren mit Auswirkungen auf den Personen-
stand wie Ehescheidungen und -trennungen, Vaterschaftsklagen und
-anfechtungen,

Prozessakten von Strafverfahren, sofern keine Geldstrafe, keine
Freiheitsstrafe oder keine sichernde Massnahme ausgeféllt wurde,
Rechtshilfeverfahren,

Akten aus Aufsichtsverfahren, mit Ausnahme der Disziplinarverfah-
ren,

tibrige Akten der Aufsichtskommission,

Akten der Justizleitung,

Présidialakten der Beschwerdekammer in Strafsachen des Oberge-
richts,

vor der Einfihrung der EDV gefiihrte Geschaftskontrollen, mit Aus-
nahme der Testaments- und Erbvertragskontrollen,

vor Einfiihrung der Informatik gefiihrte Kassabiicher, Gebiihrenkon-
trollen und Rechnungen,

nach Einfiihrung der Informatik vorhandene geschéfts- und verwal-
tungsrelevante Belege,

Akten der Anwaltskommission; nach Ablauf der Aufbewahrungs-
dauer werden die Priifungsarbeiten vernichtet (es erfolgt keine Aus-
hé&ndigung an die Absolventinnen und Absolventen),

Akten der Schlichtungsbehérden fiir Miete und Pacht,

Akten der Abteilung Steuern des Spezialverwaltungsgerichts,

Akten der Abteilung Kausalabgaben und Enteignung des Spezial-
verwaltungsgerichts,

Akten der Schlichtungsstelle fur Gleichstellungsfragen,

Akten sowie die Kassen- und Verwaltungsakten des Zwangsmass-
nahmengerichts,

Datentrdger, die Tonaufzeichnungen im Zusammenhang mit der
Protokollierung enthalten,

Rechnungsbelege im Kindes- und Erwachsenenschutzrecht nach
Genehmigung der Rechnung und des Berichts.

4 Ausgeschieden werden friihestens nach 25 Jahren:

a)

b)

c)

Prozessakten der ordentlichen oder vereinfachten Zivilverfahren mit
Auswirkungen auf den Personenstand wie Ehescheidungen und
-trennungen, Vaterschaftsklagen und -anfechtungen,

Prozessakten von Strafverfahren, sofern eine Geldstrafe, eine Frei-
heitsstrafe oder eine sichernde Massnahme (seit 1. Januar 2007: eine
Massnahme gemdss Art. 59-61 StGB) ausgeféllt wurde, mit Aus-
nahme der Verfahren, bei denen eine lebensléngliche Zuchthausstra-
fe (seit 1. Januar 2007: Freiheitsstrafe) oder eine Sicherungsverwah-
rung (seit 1. Januar 2007: Verwahrung) ausgesprochen wurde,
Prozessakten der verwaltungsgerichtlichen Verfahren und der versi-
cherungsgerichtlichen Verfahren,
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d)  Akten der Disziplinarverfahren, mit Ausnahme der Verfahren der
Anwaltskommission, in denen ein dauerndes Berufsausiibungsverbot
ausgesprochen wurde,

e) Akten im Erwachsenenschutzrecht nach Abschluss der Massnahme,
mit Ausnahme der Verfahren betreffend fursorgerische Unterbrin-
gung.

% Ausgeschieden werden frithestens nach 50 Jahren:

a)  Prozessakten von Strafverfahren, sofern eine lebensléngliche Zucht-
hausstrafe (seit 1. Januar 2007: Freiheitsstrafe) oder eine Siche-
rungsverwahrung (seit 1. Januar 2007: Verwahrung) ausgesprochen
wurde,

b)  Testaments- und Erbvertragskontrollen sowie die Sammlung der
eroffneten Verfligungen von Todes wegen,

c) Akten der Anwaltskommission in Verfahren, in denen ein dauerndes
Berufsausiibungsverbot ausgesprochen wurde,

d)  Akten im Kindesschutzrecht und in Verfahren betreffend flirsorgeri-
sche Unterbringung nach Abschluss der Massnahme.

® Protokollbande und Akten von Verfahren, in denen eine Freiheitsstrafe
wegen unverjahrbarer VVerbrechen geméss Art. 101 StGB ausgesprochen
wurde, diirfen nicht vernichtet werden.

§ 34  Ablieferung an das Staatsarchiv

! Nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist sind die Akten dem Staatsarchiv zur
weiteren Aufbewahrung anzubieten. Das Staatsarchiv legt in Absprache
mit der anbietepflichtigen Stelle fest, welche Akten ihm abzuliefern sind.

2 Die Unterlagen sind von der anbietepflichtigen Stelle fiir die weitere
Archivierung erst dann aufzubereiten, wenn die Ubernahme durch das
Staatsarchiv feststeht.

% Die vom Staatsarchiv nicht tibernommenen Akten sind zu vernichten.

* Die sachliche Zustandigkeit tiber den Entscheid von Akteneinsichtsgesu-
chen liegt nach Abgabe der Akten an das Staatsarchiv vollumfénglich beim
Staatsarchiv.

§ 35  Verfahren

! Uber Antrage auf Archivbereinigung der Schlichtungsbehérde fiir Miete
und Pacht sowie der Friedensrichterinnen und Friedensrichter entscheidet
die geschaftsfiihrende Bezirksgerichtsprasidentin beziehungsweise der
geschaftsfilhrende Bezirksgerichtsprésident. Sie beziehungsweise er teilt
die Ausscheidung von Akten dem Staatsarchiv mit.

2 Uber Antrage auf Archivbereinigung des Generalsekretariats entscheidet

die Justizleitung. Sie teilt die Ausscheidung von Akten dem Staatsarchiv
mit.
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% Uber alle tbrigen Antrage auf Archivbereinigung entscheidet die Gene-
ralsekretérin beziehungsweise der Generalsekretdr. Die Generalsekretérin
beziehungsweise der Generalsekretdr teilt die Ausscheidung von Akten
dem Staatsarchiv mit.

4, Inkrafttreten

§ 36  Inkraftreten
! Dieses Reglement tritt am 1. Juli 2017 in Kraft.

Der Erlass SAR 155.616 (Reglement der Justizleitung tiber die Information
der Offentlichkeit und die Publikation von Entscheiden [Informationsreg-
lement] vom 19. Februar 2016) (Stand 1. Juli 2016) wird wie folgt geén-
dert:

§ 9 Abs. 1

! Das Recht auf Akteneinsicht richtet sich

b)  (geéndert) in abgeschlossenen Verfahren nach dem Gesetz (ber die
Information der Offentlichkeit, den Datenschutz und das Archivwe-
sen (IDAG) vom 24. Oktober 2006 ¥ und dem Reglement der Justiz-
leitung Uber Akteneinsicht und Archivierung vom 28. April 2017 2,

Der Erlass SAR 155.623 (Reglement der Justizleitung lber die Archivie-
rung der Akten der Gerichte und der Schlichtungsbehdrden des Kantons
Aargau vom 21. Dezember 2012) wird aufgehoben.

9 SAR 150.700
2 SAR 155.617
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(AVA

Dieses Reglement tritt am 1. Juli 2017 in Kraft.

Aarau, 28. April 2017 Obergerichtsprasident
GUIDO MARBET

Generalsekretar Justiz
URs HODEL



	1. Allgemeine Bestimmungen
	§  1 Geltungsbereich
	§  2 Begriffe
	2. Akteneinsicht
	§  3 Zuständigkeit
	§  4 Einsicht in Entscheide und Urteile
	§  5 Schutzfrist
	§  6 Einsichtnahme während der Schutzfrist
	§  7 Inhalt der Akteneinsicht
	§  8 Kosten
	§  9 Rechtsschutz
	§  10 Anwendbarkeit IDAG
	3. Archivierung
	§  11 Zweck
	§  12 Akten
	§  13 Verantwortung
	§  14 Archivierungslokalität
	§  15 Archivordnung
	§  16 System der Archivierung
	§  17 Justizgericht
	§  18 Obergericht
	§  19 Spezialverwaltungsgericht
	§  20 Schlichtungsstelle für Gleichstellungsfragen
	§  21 Zwangsmassnahmengericht
	§  22 Bezirksgerichte
	§  23 Schlichtungsbehörde für Miete und Pacht
	§  24 Friedensrichterinnen und Friedensrichter
	§  25 Grundsatz
	§  26 Generalsekretariat
	§  27 Obergericht
	§  28 Spezialverwaltungsgericht
	§  29 Schlichtungsstelle für Gleichstellungsfragen
	§  30 Zwangsmassnahmengericht
	§  31 Bezirksgerichte
	§  32 Schlichtungsbehörden für Miete und Pacht
	§  33 Aufbewahrungsdauer
	§  34 Ablieferung an das Staatsarchiv
	§  35 Verfahren
	4. Inkrafttreten
	§  36 Inkraftreten

		2023-08-08T08:51:27+0200
	"5001 Aarau"
	"Gesetzessammlung Kanton Aargau"


	



